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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2021/695

15.01.2021

Fiedler, Nina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Neufassung der Hauptsatzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

18.02.2021 Hauptausschuss Entscheidung
01.03.2021 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Neufassung der Hauptsatzung des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde in der vorliegenden Fassung zu beschließen.

Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Hauptausschusses, die Neufassung der 
Hauptsatzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde in der vorliegenden Fassung zu 
erlassen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt.

2. Sachverhalt: 
Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung (MILIG) 
hat mit Schreiben vom 05.01.2021 ein Satzungsmuster für Hauptsatzungen 
hinsichtlich der Regelungen zu Veröffentlichungen nach der 
Bekanntmachungsverordnung herausgegeben. 
Die Neufassung der Hauptsatzung ist erforderlich, weil die derzeitige Regelung in § 
16 der Hauptsatzung, die der Kreistag in der Sitzung am 09.11.2020 beschlossen 
und die vom MILIG genehmigt worden ist, nicht im Einklang mit den rechtlichen 
Maßgaben des Schreibens vom MILIG steht.
Darüber hinaus ist der Satzbau in § 13 Absatz 4 angepasst worden.
Mit E-Mail vom 14.01.2021 hat das MILIG eine Genehmigung der Hauptsatzung in 
Aussicht gestellt.

Relevanz für den Klimaschutz:
Entfällt.
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Finanzielle Auswirkungen: 
Entfällt.

Anlage/n: 
Entwurf Neufassung der Hauptsatzung
Hauptsatzungsmuster des MILIG zu Veröffentlichungen vom 05.01.2021



 
 

Hauptsatzung 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 
 
 
Aufgrund des § 4 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschluss des  
Kreistages vom XX.XX.XXXX und mit Genehmigung des Ministeriums für Inneres, 
ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein 
folgende Hauptsatzung für den Kreis Rendsburg-Eckernförde erlassen:  
 
 
 

§ 1 
Wappen, Flagge, Siegel 

 
 
 

(1) Die Verwaltung des Kreises hat ihren Amtssitz in Rendsburg. 
 

(2) Das Kreiswappen zeigt in einem durch Wellenschnitt schräg links geteilten 
Schild oben in Gold zwei blaue, rot bewehrte schreitende Löwen übereinander 
(für Schleswig), unten in Rot das silberne, holsteinische Nesselblatt. 
 

(3) Die Kreisflagge zeigt auf einem im Wellenschnitt schräg links geteilten 
Flaggentuch oben in Gelb zwei blaue, rot bewehrte schreitende Löwen 
übereinander, unten in Rot ein weißes Nesselblatt. 
 

(4) Das Dienstsiegel zeigt das Kreiswappen mit der Umschrift:  
Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 
 

(5) Die Abbildung oder die Verwendung des Kreiswappens durch Dritte bedarf der 
Zustimmung der Landrätin oder des Landrates, soweit sie nicht zu 
künstlerischen, kunstgewerblichen oder heraldisch-wissenschaftlichen 
Zwecken erfolgt.  

 
 
 

§ 2 
Kreispräsidentin, Kreispräsident, Ältestenrat 

 
 
 

(1) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident vertritt die Belange des Kreistags 
gegenüber der Landrätin oder dem Landrat als verwaltungsleitendem Organ 
des Kreises. 

 
(2) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident wird im Falle ihrer oder seiner 

Verhinderung von ihrer oder seiner ersten Stellvertreterin oder ihrem oder 
seinem ersten Stellvertreter, ist auch diese oder dieser verhindert, von ihrer 



oder seiner zweiten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem zweiten 
Stellvertreter, ist auch diese oder dieser verhindert, von ihrer oder seiner 
dritten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem dritten Stellvertreter vertreten.  

 
(3) Scheidet die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident oder einer der 

Stellvertretenden vor Beendigung der Wahlzeit des Kreistags aus ihrem oder 
seinem Amt aus, so ist die Ersatzwahl innerhalb von 3 Monaten 
durchzuführen. 

 
(4) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident vertritt bei öffentlichen Anlässen 

den Kreistag und gemeinsam mit der Landrätin oder dem Landrat den Kreis 
als Gebietskörperschaft. Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident und die 
Landrätin oder der Landrat stimmen ihr Auftreten für den Kreis im Einzelfall 
miteinander ab.  

 
(5) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus der Kreispräsidentin oder dem 

Kreispräsidenten als der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden, ihren oder 
seinen Stellvertreterinnen und Stellvertretern, jeweils von den im Kreistag 
vertretenen Fraktionen eine benannte Fraktionsvorsitzende oder einen 
benannten Fraktionsvorsitzenden, der Landrätin oder dem Landrat sowie der 
oder dem Vorsitzenden des Hauptausschusses.  
 
Im Falle der Verhinderung der/des von der Fraktion benannten Fraktions-
vorsitzenden nimmt nur ein von den Fraktionen als Stellvertretung benanntes 
Kreistagsmitglied an den Sitzungen teil. Die Sitzungen sind nicht öffentlich.  

 
(6) Der Ältestenrat unterstützt die Kreispräsidentin oder den Kreispräsidenten bei 

ihrer oder seiner Arbeit als Vorsitzende oder Vorsitzender des Kreistages. Er 
ist berechtigt, für jede Sitzung des Kreistages die Dauer der Sitzung 
festzusetzen. Darüber hinaus kann er einen Zeitplan für den Sitzungsablauf 
mit Zeitvorgaben für jeden Tagesordnungspunkt vorlegen, der für die 
Durchführung der Sitzung dann verbindlich ist, wenn ihm zu Beginn der 
Sitzung keine Fraktion widerspricht.  

 
 
 

§ 3 
Landrätin/ Landrat 

 
 
 

(1) Die Landrätin oder der Landrat wird auf die Dauer von 8 Jahren gewählt.  
 

(2) Die Landrätin oder der Landrat erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 260,80 Euro monatlich.  

 
 
  



§ 4 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
 
 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte wird vom Kreistag bestellt. Die 
Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. Anderweitige dienstliche 
oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen dürfen ihr nicht übertragen werden.  

 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern im Kreis Rendsburg-
Eckernförde bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgabenbereichen 
tätig: 
 
- Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit des Kreistags und der 

von der Landrätin oder dem Landrat geleiteten Verwaltung, 
 

- Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, 
 
- Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen im Kreis  

Rendsburg-Eckernförde 
 

- Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen,  
 

- Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben 
und Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterliegt der allgemeinen Dienstaufsicht der 

Landrätin oder des Landrats; sie ist in Ausübung ihrer Tätigkeit an fachliche 
Weisungen der Landrätin oder des Landrats nicht gebunden.  

 
(4) Die Landrätin oder der Landrat hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen 

ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass 
deren Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige 
Stellungnahmen berücksichtigt werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie 
erbetene Auskünfte zu erteilen. 

  
(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene 

Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. 
Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Kreistags und der 
Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzungen. Zeit, Ort 
und Tagesordnung der Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu 
erteilen.  

 
(6) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde wird sich auch im Bereich seiner 

Gesellschaften, Beteiligungen und Eigenbetriebe aktiv und nachhaltig für die 
Gleichstellung von Männern und Frauen einsetzen. Alle Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger, die der Kreis Rendsburg-Eckernförde in Gremien 
entsendet, sind diesem Grundsatz verpflichtet. 



§ 5 
Ständige Ausschüsse 

 
 
 

(1) Nach §40 Abs.1 und §40a Abs. 1 KrO bildet der Kreistag die folgenden 
Ausschüsse zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Kontrolle der 
Kreisverwaltung, sofern er die Aufgaben nicht auf den Landrat übertragen hat.   

 
a) Hauptausschuss 

Zusammensetzung:  19 Kreistagsabgeordnete 
Landrätin oder Landrat ohne Stimmrecht  

 Aufgabengebiet nach § 40b KrO 
- Finanzwesen 
- Rechnungsprüfung 
- Steuern 
- Beteiligungscontrolling 

 
b) Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung 

Zusammensetzung:   19 Mitglieder  
 
Aufgabengebiet: 
- Schul-, Sport-, Kultur- und Bildungswesen  
- Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets  
- Sportangelegenheiten  
- Kulturangelegenheiten  
- Schulwesen  
- Museen  
- Partner- und Patenschaften  
- Theaterangelegenheiten  
- Heimatpflege  
- Büchereiwesen  
- Musik  

 
c) Sozial- und Gesundheitsausschuss 

Zusammensetzung:  19 Mitglieder 
 
Aufgabengebiet: 
- Sozialwesen und Gesundheitswesen  
- Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets  
- Betreuungs- und Beratungsdienste  
- Beratungs- und Dienstleistungszentren  
- Gemeindekrankenpflege  
- Alten- und Pflegeheime  
- Altenhilfe  
- Sozialhilfe  
- Asylangelegenheiten  
- Gesundheitsvorsorge  
- Drogenangelegenheiten  
- Kriegsopferfürsorge und Vertriebenenwesen  
- Krankenhauswesen incl. Psychiatrie  



- Rettungsdienst  
- Um- und Aussiedler  

 
d) Umwelt- und Bauausschuss 

Zusammensetzung:  19 Mitglieder 
 
Aufgabengebiet: 
- Bau- und Umweltwesen  
- Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets,   
- Umweltschutz  
- Grundstücksangelegenheiten   
- Naturschutz  
- Tierschutz  
- Klimaschutzmanagement  
- Landschaftspflege  
- Abwasserbeseitigung  
- Wasserwirtschaft  
- Trinkwasserschutz  
- Gewässerreinhaltung  
- Gewässerbau   
- Küsten- und Hochwasserschutz  
- Abfallwirtschaft  
- Immissionsschutz  
- Hochbau  
- Tiefbau einschließlich Wirtschaftswegebau, Kreisstraßen und Radwege  

 
e) Regionalentwicklungsausschuss 

Zusammensetzung:  19 Mitglieder 
 
Aufgabengebiet: 
- Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets,  
- ÖPNV und Schülerbeförderung  
- Wirtschaft   
- Verkehrsinfrastruktur  
- Förderung der ländlichen Räume   
- Regional- und Kreisentwicklung   
- Planungswesen   
- Denkmalpflege  
- Wohnungsbauförderung   
- Naturparke  

 
 

In die Ausschüsse zu b) bis e) können Bürgerinnen und Bürger gewählt 
werden, die dem Kreistag angehören können. Ihre Zahl darf die der 
Kreistagsabgeordneten im Ausschuss nicht erreichen. 

 
(2) Neben den in Absatz 1 genannten Ausschüssen des Kreistages werden die 

nach den besonderen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. Der 
Kreistag kann die Bildung von Unterausschüssen zur Vorbereitung der 
Meinungsbildung in den Ausschüssen beschließen. Der Aufgabenbereich 
sowie der Zeitrahmen sind zu benennen.  



 
(3) Jede Fraktion kann entsprechend der in den Ausschüssen zu a) bis e) 

vertretenen Mitglieder, stellvertretende Mitglieder wie folgt vorschlagen: 
 

1 und 2 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 2 stellvertretende Mitglieder 

3 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 3 stellvertretende Mitglieder 

4 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 4 stellvertretende Mitglieder 

5 und mehr Mitglieder im Ausschuss Bis zu 5 stellvertretende Mitglieder 

 
 
 

§ 6 
Aufgaben des Kreistages 

 
 
 
Der Kreistag trifft die ihm nach §§ 22 und 23 KrO zugewiesenen Entscheidungen,  
soweit er diese nicht auf die Landrätin oder den Landrat, den Hauptausschuss oder  
andere Ausschüsse übertragen hat.  
 
 
 

§ 7 
Aufgaben der Landrätin oder des Landrats 

 
 
 

(1) Der Landrätin oder dem Landrat obliegen die ihr oder ihm gesetzlich 
übertragenen Aufgaben, dazu zählen u. a. die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung. 
 
Geschäfte der laufenden Verwaltung sind solche, die 
- wegen ihrer Regelmäßigkeit und Häufigkeit zu den herkömmlichen und 

üblichen Aufgaben der Verwaltung gehören,  
- nach feststehenden Grundsätzen (z.B. Richtlinien) wahrgenommen 

werden,  
- keine grundsätzlich weittragende Bedeutung haben,  
- der Ausführung gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen dienen,  
- in Handlungen bestehen, für deren Durchführung eine Vorentscheidung 

der ehrenamtlichen kommunalen Selbstverwaltung (z.B. Ausweisungen im 
Haushalt) vorliegt; sobald von den Zielvorstellungen der kommunalen 
Selbstverwaltung abgewichen wird, ist die Beteiligung der Ausschüsse 
erforderlich.  

 
(2) Dem Landrat wird die Entscheidung über folgende Angelegenheiten 

übertragen:  
 

1. die Stundung von Forderungen,  
 

2. den Verzicht auf Ansprüche des Kreises und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, soweit ein Betrag von 50.000 € nicht überschritten wird, die Führung 



von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, soweit ein 
Betrag von 50.000 € nicht überschritten wird,  

 
3. die Übernahme von Bürgschaften, die Hingabe von Darlehen, den Abschluss 

von Gewährverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 
150.000 € nicht überschritten wird,  

 
4.  den entgeltlichen oder unentgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenständen, 

soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen Betrag von 150.000 € 
nicht übersteigt, 
 

5. den Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der Mietzins monatlich 12.500 € 
nicht übersteigt,  

 
6.  die entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, 

insbesondere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, 
soweit der Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 150.000 
€ nicht übersteigt,  

 
7.  die unentgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, 

insbesondere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, 
soweit der Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 10.000 
€ nicht übersteigt,  

 
8. die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zu-

wendungen, soweit der Vermögensgegenstand einen Wert von 25.000€ nicht 
übersteigt.   

 
9. die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der 

Miet- oder Pachtzins 12.500€ monatlich nicht übersteigt.  
 

10. die Entscheidung in Grundstücksangelegenheiten, soweit der Wert der Grund 
stücksangelegenheit 50.000€ nicht übersteigt.  

 
Der Landrat informiert den Hauptausschuss über von ihm getroffene Entscheidungen 
im Rahmen der vorstehenden Ziffern 3, 4 und 6, soweit ein Betrag von 100.000€ 
überschritten wird in der nächstfolgenden Sitzung.  
 
Soweit unter den Ziffern 4,6 und 7 Grundstücksangelegenheiten betroffen sind, kann  
sich die Landrätin oder der Landrat auf ihren oder seinen Wunsch vom Umwelt- und  
Bauausschuss beraten lassen.   
 
 
  



§ 8 
Aufgaben des Hauptausschusses 

 
 
 

(1) Dem Hauptausschuss obliegen die ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben, 
insbesondere koordiniert er die Arbeit der Ausschüsse und kontrolliert die 
Umsetzung der vom Kreistag festgelegten Ziele und Grundsätze in der von 
der Landrätin oder dem Landrat geleiteten Kreisverwaltung. In diesem 
Rahmen ist er vor allem zuständig für die Entwicklung eines vom Kreistag zu 
beschließenden Berichtswesens und die Vorbereitung der Beschlüsse des 
Kreistages über die Festlegung von Zielen und Grundsätzen. Hierzu gehören 
auch Beschlüsse des Kreistages über die Neufassung oder Änderung der 
Hauptsatzung oder die Zuständigkeitsordnung. Im Rahmen der 
Koordinationsaufgabe obliegen dem Hauptausschuss die Koordination der 
Europa- und Partnerschaftsangelegenheiten sowie die Finanz- und Stellen-
planung.  

 
(2) Der Hauptausschuss nimmt gemäß § 40 b KrO die ihm gesetzlich 

zugewiesenen Aufgaben im Bereich der Beteiligung wahr. Dazu berichtet ihm 
die Landrätin oder der Landrat halbjährlich in nicht öffentlicher Sitzung über 
die Geschäftslage der Beteiligungen des Kreises. Der Bericht enthält zeitnah 
neben den zusammengefassten Geschäftsergebnissen die aktuellen 
Beschlüsse der Selbstverwaltung zu den Beteiligungen, insbesondere den 
Stand ihrer Umsetzung.  

 
(3) Dem Hauptausschuss wird die Entscheidung über folgende Angelegenheiten 

übertragen:  
 

1. die Eckwerte der Haushalts- und Stellenplanung,  
 

2. Partnerschaftsvereinbarungen,  
 

3. Vereinbarungen im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit,  
 

4. die Ziele und Grundsätze der wirtschaftlichen Betätigung und privatrechtlichen 
Beteiligung des Kreises,  

 
5. die Gründung von Gesellschaften und anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen sowie die Beteiligung an diesen und anderen Gründung, soweit ein Be-
trag von 25.000 € oder 50 vom Hundert der Gesellschaftsanteile nicht über-
schritten wird,  

 
6. die Bestellung von Vertretern des Kreises in Eigengesellschaften und anderen 

privatrechtlichen Vereinigungen, an denen der Kreis beteiligt ist, soweit die 
Beteiligung des Kreises 50 vom Hundert nicht übersteigt,  

 
7. die Errichtung, Umwandlung des Zwecks oder Aufhebung einer Stiftung ein-

schließlich der Entscheidung über den Verbleib des Stiftungsvermögens, so-
weit der Anteil des Kreises am Stiftungsvermögen oder bei einer Entscheidung 



über dessen Verbleib der Wert dieses Vermögens den Betrag von 25.000 € 
nicht übersteigt,  

 
8. die Erteilung von Weisungen gegenüber dem Landrat, soweit er mit der 

Vertretung des Kreises in Gesellschaften und anderen Vereinigungen 
beauftragt ist, sowie gegenüber Ehrenbeamten und ehrenamtlich Tätigen, die 
mit der Vertretung des Kreises in Gesellschaften und anderen Vereinigungen 
beauftragt sind,  

 
9. den Verzicht auf Ansprüche des Kreises und die Niederschlagung solcher 

Ansprüche, soweit ein Betrag von 50.000 € überschritten wird, bis zu einem 
Betrag von 150.000 €, die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den 
Abschluss von Vergleichen, soweit ein Betrag von 50.000 € überschritten wird, 
bis zu einem Betrag von 450.000 €,  

 
10.  die Übernahme von Bürgschaften, die Hingabe von Darlehen, den Abschluss 

von Gewährverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 
150.000 € überschritten wird, bis zu einem Betrag von 500.000 €,  

 
11. den entgeltlichen oder unentgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenständen, 

soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen Betrag von 150.000 € 
übersteigt, bis zu einem Wert von 500.000 €,  

 
12. den Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der Mietzins monatlich 12.500 € 

übersteigt,  
 

13. die entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, 
insbesondere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, 
soweit der Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 150.000 
€ übersteigt, bis zu einem Wert von 500.000 €,  

 
14. die unentgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, insbeson-

dere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, soweit der 
Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 10.000 € über-
steigt, bis zu einem Wert von 30.000 €,  

 
15.  die Gewährung von Zuschüssen bis zu einem Betrag von 125.000 €,  

 
16.  Wahrnehmung der Aufgaben des Polizeibeirates,  

 
17. Im Hinblick auf §23 Nr. 23 KrO die Entscheidung über den Abschluss, die 

Änderung und die Kündigung öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen, soweit sie 
die Übertragung oder die Übernahme von Aufgaben zum Gegenstand haben, 
bei denen der finanzielle Aufwand in Verbindung mit der Übertragung bzw. 
Übernahme einen Gesamtumfang von 50.000 € p.a. nicht überschreitet,  

 
18. die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen, soweit der Vermögensgegenstand einen Wert von 25.000€ 
übersteigt, bis zu einem Wert von 100.000 €,  

 



19. die Beflaggung des Kreishauses und der weiteren Liegenschaften des 
Kreises. 

 
Soweit unter den Ziffern 11,13 und 14 Grundstücksangelegenheiten betroffen sind,  
kann sich die Landrätin oder der Landrat auf ihren oder seinen Wunsch vom Umwelt-  
und Bauausschuss beraten lassen.  
 

(4) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis als oberste Dienstbehörde des 
Landrates übertragen. Er trifft auf Vorschlag des Landrates die 
Personalentscheidungen für die Inhaber von Stellen, die dem Landrat direkt 
unterstellt sind und Leitungsaufgaben erfüllen.  

 
(5) Der Hauptausschuss entscheidet über die Feststellung nach § 19 Abs. 2 KrO 

für Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Bürger sowie nach § 27 Abs. 3 KrO 
für Kreistagsabgeordnete. Ferner entscheidet er bei Kreistagsabgeordneten 
über die Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht.  

 
 
 

§ 9 
Aufgaben der weiteren Ausschüsse 

 
 
 

(1) Im Rahmen der ihnen zugeordneten Budgets entscheiden die Ausschüsse 
über die Gewährung von Zuschüssen bis zu einem Betrag von 125.000 €.  

 
(2) Dem Hauptausschuss und den sonstigen Ausschüssen wird die Entscheidung 

über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 41 Abs. 8 KrO an ihren 
Sitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  

 
(3) Kreisverordnungen sind den jeweils zuständigen Ausschüssen zur 

abschließenden Kenntnisnahme vorzulegen.  
 

(4) Entscheidungen zu Aufgaben nach §23 KrO, die der Kreistag nicht auf den 
Landrat oder auf den Hauptausschuss übertragen hat, werden im 
Hauptausschuss oder in den sonstigen Ausschüssen entsprechend ihrer 
Zuständigkeit vorbereitet. Die Rechte des Hauptausschusses nach §40 b 
Abs.3 KrO bleiben unberührt.  

 
 
 

§ 10 
Anregungen und Beschwerden 

 
 
 

(1) Anregungen und Beschwerden von Einwohnerinnen oder Einwohnern und 
Personenvereinigungen aus dem Kreisgebiet in Angelegenheiten, die der 
Kreis in eigener Verantwortung zu erledigen hat (Selbstverwaltungs-
angelegenheiten), sind dem zuständigen Fachausschuss unverzüglich zur 



Behandlung zuzuleiten. Die Befugnisse der Landrätin oder des Landrats nach 
§ 51 KrO bleiben unberührt.  

 
(2) Ist durch die Anregung oder Beschwerde ein Fachausschuss betroffen, tritt 

der Hauptausschuss an seine Stelle. Ist der Hauptausschuss betroffen, tritt 
der Kreistag an seine Stelle.  

 
 
 

§ 11 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
 
 

(1) Für alle mit der Ausübung des Mandats verbundenen Zwecke und der 
Zahlung von Entschädigungen erhebt der Kreis Namen, Anschrift, Funktion, 
Kontoverbindung und Fraktionsangehörigkeit der Mitglieder des Kreistages 
sowie der sonstigen Ausschussmitglieder bei den Betroffenen. Für den Zweck, 
Gratulationen auszusprechen, kann der Kreis auch die Tätigkeitsdauer und 
das Geburtsdatum erheben, soweit dafür die Einwilligung der Betroffenen 
vorliegt. Die Daten dürfen nur zu den genannten Zwecken verarbeitet werden. 
Die Daten werden auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt zu 
archivarischen Zwecken weiterverarbeitet. Die Übermittlung an Dritte findet 
nicht statt, außer die Einwilligung der Betroffenen liegt vor.  

 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erhebung und Verarbeitung von Namen, 

Anschriften, Funktionen und der Tätigkeitsdauer von ehrenamtlich Tätigen.  
 
 
 

§ 12 
Bild und Tonaufnahmen 

 
 
 

(1) In öffentlichen Sitzungen des Kreistages sind Bild- und Tonaufnahmen mit 
dem Ziel der direkten Übertragung für die Öffentlichkeit zulässig. 
Tonaufnahmen, die nicht veröffentlicht werden und nur der Unterstützung der 
Protokollführung dienen, sind ohne Einschränkungen zulässig.  

 
(2) Der Kreistag beschließt, wie und durch wen die direkte Übertragung der Bild- 

und Tonaufnahmen für die Öffentlichkeit erfolgen soll.  
 

(3) Aufzeichnung und Übertragung der Sitzungen des Kreistages dürfen den 
Ablauf und die Ordnung der Sitzung nicht stören. Die Kreispräsidentin oder 
der Kreispräsident handhabt die Ordnung in der Sitzung und ergreift 
erforderlichenfalls die notwendigen Maßnahmen (§ 32 KrO).  

 
(4) Mitglieder des Kreistages können grundsätzlich oder im Einzelfall ihren Wider-

spruch gegen die Übertragung ihrer Wortbeiträge gegenüber der 
Kreispräsidentin oder dem Kreispräsidenten schriftlich erklären. Hat ein 



Mitglied des Kreistages grundsätzlich widersprochen, sind die Aufnahmen so 
zu gestalten, dass die Rechte des oder der widersprechenden Abgeordneten 
gewahrt bleiben. Im Einzelfall muss der schriftliche Widerspruch der 
Kreispräsidentin oder dem Kreispräsidenten rechtzeitig vorliegen. Die 
Übertragung wird für den Zeitraum des Wortbeitrages des oder der 
Abgeordneten gestoppt.  

 
(5) Sonstige öffentlich tätige Personen im Rahmen eines Dienst-oder 

Beschäftigungsverhältnisses dürfen aufgezeichnet und im Internet mittels 
Livestream veröffentlicht werden, wenn sie ausdrücklich eingewilligt haben 
oder sich die Daten auf das Dienst- und Arbeitsverhältnis beziehen und die 
schutzwürdigen Belange der oder des Betroffenen an der Geheimhaltung der 
Daten nicht überwiegen.  

 
(6) Sonstige Rednerinnen und Redner sind rechtzeitig durch die Kreispräsidentin 

oder den Kreispräsidenten auf die Übertragung der Sitzung hinzuweisen. Die 
Übertragung ist zu unterbrechen, sofern die Rednerin oder der Redner 
widerspricht. Dies gilt auch für die Übertragung der Einwohnerfragestunde.  

 
(7) Die Übertragung von Ehrungen oder anderweitigen öffentlichkeitswirksamen 

Punkten im Rahmen der Sitzungen des Kreistages ist nur mit Zustimmung der 
Beteiligten erlaubt. Fehlt diese, ist die Übertragung zu unterlassen.  

 
 
 

§ 13 
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 
 
 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder 
vergleichbaren außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der 
Kreistagsabgeordneten an Sitzungen des Kreistages erschweren oder 
verhindern, können die notwendigen Sitzungen des Kreistages ohne 
persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz 
durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel 
eingesetzt, durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und 
Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit 
Teilnahmerechten übertragen werden.  

 
(2) Sitzungen des Ältestenrates, der Ausschüsse und der Beiräte können im 

Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden.  
 

(3) Wahlen dürfen in einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 nicht durchgeführt 
werden.  

 
(4) Der Kreis entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall 

der Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu 
Beratungsgegenständen oder anderen Kreisangelegenheiten stellen und 
Vorschläge und Anregungen nach § 16 b Abs. 1 KrO unterbreiten können. 



Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 
1 bekanntgemacht.  

 
(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 1 KrO wird durch eine 

zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen 
Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare 
Einbindung über Internet hergestellt.   

 
 
 

§ 14 
Verträge nach § 24 Abs. 2 KrO 

 
 
 
Verträge des Kreises mit Kreistagsabgeordneten, Mitgliedern oder stellvertretenden 
Mitgliedern der Ausschüsse nach § 41 Abs. 3 KrO oder der Landrätin oder dem 
Landrat und juristischen Personen, an denen Kreistagsabgeordnete, Mitglieder oder 
stellvertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 41 Abs. 3 KrO oder die Landrätin 
oder der Landrat beteiligt sind, sind ohne Genehmigung des Kreistages 
rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige 
Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 
25.000,00 Euro, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 2.500,00 Euro im 
Monat, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des 
Satzes 1 im Wege der freihändigen Vergabe/ Verhandlungsvergabe ist der Vertrag 
ohne Beteiligung des Kreistages rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den 
Betrag von 50.000,00 Euro, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe 
von 5.000,00 Euro im Monat nicht übersteigt. 
 
 
 

§ 15 
Verpflichtungserklärungen 

 
 
 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 200.000,00 Euro, bei 
wiederkehrenden Leistungen 20.000,00 Euro monatlich, nicht übersteigt, sind 
rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvorschriften des § 50 Abs. 2 und 3 
KrO entsprechen.  
 
 
 

§ 16 
Veröffentlichungen 

 
 
 

(1) Satzungen und Verordnungen des Kreises werden durch Bereitstellung auf 
der Internetseite des Kreises Rendsburg-Eckernförde (www.kreis-rd.de) 
bekanntgemacht.  



(2) Jede Person kann sich Satzungen und Verordnungen kostenpflichtig 
zusenden lassen. Textfassungen werden unter der Bezugsadresse 
Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg 
zur Mitnahme ausgelegt oder bereitgehalten.  

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und 
Verzeichnissen ist in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen 
ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist. 

 
 
 

§ 17 
Inkrafttreten 

 
 
 
Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Hauptsatzung vom 03.12.2020 außer Kraft.  
 
Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Kreisordnung wurde mit Erlass des 
Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des 
Landes Schleswig- Holstein am XX.XX.XXXX erteilt.  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  
 
 
 
Rendsburg, den 
 
 
 
 
Dr. Rolf-Oliver Schwemer  
Landrat 



Schleswig-Holstein 
Der echte Norden 

Schleswig-Holstein 
Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume, Integration 
und Gleichstellung 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume, 
Integration und Gleichstellung | Postfach 71 25 | 24171 Kiel 

Per E-Mail Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: / 
Mein Zeichen: IV 313 

160-334/2016-7866/2020-85793/2020 
Meine Nachricht vom: / 

Kreise 

Kreisfreie Städte 

Städte über 20.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner 

Dina Philipp 
Dina.Philipp@im.landsh.de  

Telefon: 0431 988-3307 
/-3113 

Telefax: 0431 988 614-3307 

Landrätinnen und Landräte der Kreise 
als Kommunalaufsichtsbehörde 

Zweckverbände, die der Aufsicht 
des MILIG unterstehen 

nachrichtlich: 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Landesverbände 

Satzungsmuster für die Hauptsatzungen der Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweck­
verbände 

Hier: Veröffentlichungen 

Aufgrund aktueller Fragestellungen, die sich im Zusammenhang mit der Änderung der Be­
kanntmachungsverordnung und dem Zusammenspiel mit den Vorgaben des BauGB für 
die Regelungen in den Hauptsatzungen ergeben haben, werden nachstehende Hinweise 
gegeben. 

Die Bekanntmachungsverordnung wurde mit Inkrafttreten zum 29.10.2020 geändert. Nach 
dieser Änderung ist gemäß § 4 der Bekanntmachungsverordnung im Gegensatz zur vor­
herigen Fassung nun eine ausschließliche Internetbekanntmachung möglich. Für eine 
ortsübliche Bekanntmachung nach dem BauGB genügt diese Form jedoch nicht. Ich ver­
weise auf den Erlass vom 07. Juni 2012 - IV 26. Das BauGB sieht die Einstellung in das 
Internet sowohl im Beteiligungsverfahren (§ 4a BauGB) als auch bei der Bekanntmachung 
der beschlossenen Pläne (§10 BauGB) nur als Ergänzung an. 

05.Januar 2021 

Dienstgebäude Düsternbrooker Weg 92, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-2833 | 
Poststelle@im.landsh.de | www.schleswiq-holstein.de/innenministerium [ Bu slinie 41, 42, 51 | 
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für verschlüsselte Dokumente. 



Nach der Entscheidung des OVG Lüneburg vom 04.05.2012 - 1 MN 218/11 sind die Kom­
munen kompetenzrechtlich nicht befugt, durch Ortsrecht den Gehalt des BauGB zu umge­
hen. Aus diesem Grund ist eine reine Veröffentlichung im Internet nach wie vor mit dem 
Bundesrecht nicht vereinbar (so auch: Schrödter in Schrödter, BauGB, § 4a Rn 10 und 
§10Rn. 46). 

Im Übrigen beinhaltet das Satzungsmuster auch, dass der Inhalt der ortsüblichen Bekannt­
machung nach dem BauGB zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes zu­
gänglich zu machen ist. 

Ein genehmigungsfähiges Formulierungsbeispiel für die Hauptsatzung/Verbandssatzung 
wäre 

§ x (Veröffentlichungen) 

Stadt/Gemeinde/kreisfreie Stadt 

(1) Satzungen und Verordnungen (bei amtsangehörigen, ehrenamtlich verwalte­
ten Städten oder Gemeinden: Satzungen) der Stadt/Gemeinde werden 
durch Bereitstellung auf der Internetseite www de bekanntgemacht. 

(2) Jede Person kann sich Satzungen und Verordnungen kostenpflichtig zusen­
den lassen. Textfassungen werden (Angabe der Bezugsadresse) zur Mit­
nahme ausgelegt oder bereitgehalten. . 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnis­
sen ist in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen 
ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas Anderes bestimmt 
ist. 

(5) Nach dem Bafjgesetzbuch erforderliche örtliche Bekanntmachungen der 
Stadt/Gemeinde werden in der Zeitung .../durch Aushang an den Bekannt­
machungstafeln, die sich ... befinden, bekanntgemacht. Der Inhalt derorts-
üblichen Bekanntmachung wird zusätzlich unter der Adresse nach Absatz 1 
ins Internet eingestellt und über das zentrale Internetportal des Landes auf 
www.schleswig-holstein.de/bauleitplanung zugänglich gemacht. 

Kreis 
(1) Satzungen und Verordnungen des Kreises werden durch Bereitstellung 

auf der Internetseite www de bekanntgemacht. 
(2) Jede Person kann sich Satzungen und Verordnungen kostenpflichtig zu­

senden lassen. Textfassungen werden (Angabe der Bezugsadresse) zur 
Mitnahme ausgelegt oder bereitgehalten. 



(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeich 
nissen ist in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfol­
gen ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas Anderes 
bestimmt ist. 

Amt 
(1) Satzungen und Verordnungen des Amtes werden durch Bereitstellung 

auf der Internetseite www de bekanntgemacht. 
(2) Jede Person kann sich Satzungen und Verordnungen kostenpflichtig zu­

senden lassen. Textfassungen werden (Angabe der Bezugsadresse) zur 
Mitnahme ausgelegt oder bereitgehalten. 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeich­
nissen ist in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfol­
gen ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas Anderes 
bestimmt ist. 

Zweckverband 
(1) Satzungen des Zweckverbandes werden durch Bereitstellung auf der In­

ternetseite www de bekannt gemacht. 
(2) Jede Person kann sich Satzungen kostenpflichtig zusenden lassen. 

Textfassungen werden (Angabe der Bezugsadresse) zur Mitnahme aus­
gelegt oder bereitgehalten. 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeich­
nissen ist in Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist be­
trägt einen Monat, soweit nicht gesetzlich etwas Anderes bestimmt ist. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfol­
gen ebenfalls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas Anderes 
bestimmt ist. 

Zu dem in allen Beispielen enthaltenen Satz „Auf die gesetzlich vorgeschriebene Ausle­
gung von Plänen und Verzeichnissen ist in Form des Absatzes 1 hinzuweisen." sei ange­
merkt, dass sich diese Regelung auf die vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Ver­
zeichnissen nach dem Landesrecht (z.B. LNatSchG) bezieht und daher entsprechend der 
Landesverordnung zu Bekanntmachungen (BekanntVO) erfolgen kann. 

Die unteren Kommunalaufsichtsbehörden sind gebeten, diesen Erlass in ihrem Aufsichts­
bereich weiter zu steuern. 



ndlichen Grüßen 

Maik Petersen 
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